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Alte 1,Ubecker Chaussee

Senr geehrLer	 r GbLtsch!

Auf die Joi;):Iworde der Staotsanwaltschft hat das
Oberindficht die EntGcheidung der 13traf1canmer,

die die brLiiche Zustindigkei verneinteiaufgehoben

und die Sache zur erneuten Entscheidung an das Land-

gericht zurtickverwiesen. Vomussichtlich wird nunmehr

das Verfahren hier . erbffnet wrden, sodaB die Verteidigung

durch mich weitergefUhrt wetden-44a•la.

Hochachtungsvoll
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DR. ALFRED PHILIPP	 DR. ROLAND NOACK
Dr. A. Philipp zugclassen suds balm Hanseatiedien Oberlandesgeridat

• RE CHTSANWALTE

Reshrsantralte Dr. Philipp. Dr. Nos& Hamburg 31. Kleine Reicbenstrak	
2 HAMBURG 11. de n 27 . 3 . 1 968

Kleine Reichenstra0e i Ill

Dr.No/Pi.Fommaw)11172/11”12
Herrn	 Postscheackento Hamburg 29039

Werner GOttsch	 Deutsche Bank 11 /37015

Anderhonto Deutsche Bank 51/27061

23 K i e 1 

Alte LUbecker Chaussee 28

Betreff: Strafsache 

Sehr geehrter Herr GOttsch!

Das Oberlandesgericht hat beschlossen, daiS auch die Ihnen

entstandenen weiteren Verteidigungskosten von der Staats-

kasse zu ersetzen sind. Da die Tatsache, da3 ich Ihnen ale

PfIichtverteidiger beigeordnet war, direkte GebUhrenansprUche

nicht hindert, habe ich beim Landgericht beantragt, die Uber

die PflichtverteidigungsgebUhren hinausgehenden Kosten fest-

zusetzen, damit die Erstattung durch die Staatskasse erwirkt

werden kann. Voraussichtlich werden Sie vom Gericht Gelegen-

heit zur Stellungnahme erhalten und aufgefordert werden,

Ihre Einkommensverhaltnisse mitzuteilen.

Hochachtungsvoll
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2HAMBURG1L den 22.3.1968Rechtsanwilte Dr. Philipp. Dr. Nos& Hamburg 11. Klein* Reichenstrak 1 KIshuiltekilmulthtM
F.r.w.d.13.172/m9111 	 Dr.No./Na.
Postscheckkonto Hamburg 190 29

Herrn	 Deutsche Bank g 1 / 27055

Werner Gottsch	 Anderkonto Deutsch* Bank 11/27 061

•

DR. ALFRED PHILIPP	 DR. ROLAND NOACK
Dr. A. Philipp zugelasseo suds balm HanseatIschen Oberlandesgerldit

RE CHTSANWALTE

23	 Kiel

Alte LUbecker Chaussee 28

Sehr geehrter Herr GOttsch!

Es freut mich Ihnen mitteilen zu kbnEn, da2 das Oberlandes-

gericht die sofortige BeschWerde der Staatsanwaltschaft

gegen die Nichtertiffnung des Hauptverfahrens zurtickgewiesen

hat. Das Verfahren dUrfte damit emn Ende gefunden haben.

Grund für diese Erledigung 1st die MOglichkeit, da3 nach

Sachlage nicht auszuschlie3en 1st, da2 Verjahrung bei Auf-

nahme des Verfahrens im Jahre 1960 bereits eingetreten war.

Hochachtungsvoll
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DR. ALFRED PHILIPP	 DR. ROLAND NOACK
Dr. A. Philipp zugelassen Audi balm Hanseatischea Oberlandesgericht

RECHTSANWALTE

r-	 --t
Rechcsanerilte Dr. Philipp, Dr. Haack. Hamburg 11, Kleine Reichenstra0e t

Herrn

Werner Gdttsch

2HAMBURG11. den 4. 3. 1968
Kleine Reichenstralle 1

Femsprecher 33 SI 72 / 33 19 • 	 Dr.No./So.
•	 Postscheckkonto Hamburg 19039

Deutsche Bank 511270sS

Antlerkonto Deutsche Bank II/37063

23 K i e 1 

Alte LUbecker Chaussee 28

Sehr geehrter Herr GOttsch !

Beim Oberlandesgericht habe ich den abschriftlich anliegenden

Schriftsatz eingereicht.

HOchachtungsvoll
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Dr, Alfred Philipp

Dr.P
RechiwatIwuic.:

2 Hmb. 11,	
"vi6chenstr. 1 111

Tel. 33 81 72, 33 89 81 den 1.3.1968

Dr.No/Vii.

An das

Hanseatische Ober-'

landesgericht

Hamburg 

1 Ws 28/68 

In der Strafsache

gegen

Wexner Göttsch

wird geboten, die sofortige Beschwerde der Staatsan-

waltschaft gegen den Beschlufa vom 5.1.1968 zurUckzuweisen.

Die Argumente, mit denen sich die Staatsanwaltschaft

gegen die Verneinung der Anwendbarkoit der Verordnung

vom 23.5.1947 wondet, Uberzeugen nicht. Bei der Wortung

des Vorfalles mutS in erster Linie auf die tatstichlichen

Folgen der Brandlogung abgestellt werden. Sic waren,

von der Vornichtung dos Senders abgesohen, geringfilgig,

' und zwar ersichtlich deshalb, weil das Hotel, entgegen

der Annahme der Staatsanwaltschaft, gerade nicht leicht

brennbar war. Auch eine besondere Geflihrdung dor im Hotel

wohnonden Menschen ist objektiv nicht eingetreten, da die

verwendeten BrandsItze nicht geoignet waren, das Haus

selbst anzuzaden. Die Oberlegung, der ausgebliebene Erfolg

sei nicht Verdienst des Angeklagten gewesen„ und )(Wine ihn

deshalb nicht entlasten, dUrfte bier fohl am Platze sein,

4
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denn die Titter hatten auf omen dorartigen Erfolg gar

nicht abgeziallt. Ihnon ging es um Vernichtung dos Senders.
Babel mag mit bedingtem Vorsatz die mdgliche Nebenfolgo,

da2 das Haus in Brand geriot, gebilligt warden soin,

in erster Linie hofften die Titter jedoch, da2 dieses

Ergebnis nicht eintrete.

Sieht man das Geschohon aber von den wirklichen Tatfolgen

her - woboi der Tod des Formis nach Sachlage ausscheiden

mua - so kann die Brandlogung tatsdchlich nicht als so

schwerwiegond bezeic -hnet werdon, daa eine SUhne jetzt
noch, 33 Jahro nach dor Tat, ein dringendos Gerechtig-

keitserfordernis wire. Dabei ist insbesondere ouch zu be-

rOcksichtigen, da2 die Verordnung vom 23.5.1947 in erster

Linie auf Verbrechen gerichtet ist, Taten also, die von
vorn herein so schwor wiogen, da2 eine Mindeststrafe

von einem Jahr Zuchthaus in Betracht kommt. Wenn dennoch

eine nachtrAgliche Strafverfolgung nur unter besonderen

schworwiegenden UmstAnden angeonndet wird, so zeigt schon

des, daa die nachtrAgliche Bestrafung auf die ?Alio
echter Untragbarkoit einer normalen Vorjahrung beschrankt

werden sollte. Die ErfUllung cities nachrichtondionstlichen

Auftrages, mit der zwar eine GefAhrdung Dritter mOglich

war, die jedoch glacklicherwoise auaer verhAltnismaaig

geringer EigentumsbeschAdigungen keine weiteren Folgen

hatte, fAllt nicht in dieso Kategorie, schon gar nicht,

wenn man sic don sonstigen grausamon nationalsozialistischei

Verbrechen, an die der Verordnungsgeber sichtlich dachte„

gegeneberstellt.

-3..



Wenn die Staatsanwaltschaft darauf abstellt, die Tat

habe der Aufrechtcrhaltung der nationalsozialistischen

Herrschaft gedient, so kann das die Beurteilung nicht

andern. Auch bei solchen Taton besteht das besondere

Erfordernis ether nachtraglichen SUhne. Im Ubrigen

diente die Tat ausachlieSlich der - don nationalsozia-

listischen Machthabern lediglich erwiinschten	 Beseitigung

eines Senders8 dor nach deutschen, wie tschochowlowakischem

Recht ungesetzlich war und der, was der Angeklagte froilich

damais nicht wuStc, wnnig spdter ohnehin tschechoslowa-

kischen BehOrden stillgelegt warden ware.

Auch aus 5 69 StGB kann selbst auf der Grundlage der

Rechtssprechung des BGB eine Verjahrungshommung bis zum

8.5.1956 nicht abgoleitet werden. Abgesehen davon, da2 die

Nationaisozialiston in Jahr° 1935 durchaus noch bestrebt

waren, im Ausland Ansehen zu orworben und ihr Reich als

rechtlich goordneten Staat erscheinen zu 'assen t wes-

halb der "Fahrerwille" damals keineswegs schon Gosetz war,

fehlt jedor Anhaltspunkt, daS emn solcher

zum Schutz des Angeklagten bostanden und sich ausgewirkt

hat.

• Vielmehr spricht der Umstand, daS Uberhaupt ein Ermitt-

.1ungsverfahren eingeleitet wurde, allein schon fOr das

Gegenteil. Dies Verfahren ist, soweit noch Aktenuntorlagen

vorliegen, auch sichtlich nicht als Farce geftihrt worden.

Ware nur das baabsichtigt gewesen, so ware das Verfahren

nach der in kurzer Zeit getroffenen FoststelIung, dafi

Passe und Kennzeichen gefalscht waren, voraussichtlich

alsbald eingestellt worden. Stattdessen ist durchaus

grUndlich weitergeforscht worden und ermittelt warden, welche.

Kraftfahrzeug benutzt wurde und daS es sich zur Tatzeit



in Besitz eines gewissen OIlig befunden haben soil.

Die Ermittlungen sollten nit den Ziel, u.U. 011ig zu

verhaften, fortgesetzt warden. Mit don Bericht der

Staatsanwaltschaft Ober diese UmstInde von September

1935 reiaon die Unterlagon Ober das Ermittlungsverfahron

ab. Fast steht jedoch, daa die Ermittlungon noch 3 Jahre
fortgefOhrt wurden und orst am 17.12.1938 eingestollt

wurden, voraussichtlich wagon Nichtormittlung dor Tdter.

Was in dieser weiteron Zeit geschehen ist, kann nicht

festgostellt warden. Unbekannt 1st, ob der in Verdacht

geratene OIlig den Vordacht hat entkrdften kOnnen,

ob man mOglicherweiso das flische Fthrzeug als Tatfahrzeug

angosehen hatte, ob sich weitere Spuren ergabon, odor

ob sich gar ergab, daa das Fahrzeug an omen Herrn, dor

sich durch Pass als " Schubert" oder "Mailer" ausgewiesen

hatte r vermietet worden war und die Ermittlungon deshalb

wieder zum Ausgangspunkt fUhrten. Zwar ist as nicht auszu-

schIioaen, ad!. die Justiz die Ermittlungen schliealich

wagon Intervention der Regierung einstellte, doch spricht

- trotz der Ablegung des auaenpolitisch bodeutsamen Falles

aIs Geheimsache nach den faststellbaren Verfahrensablauf
viol gegen ein solches Eingroifon von oben.

• Es ist durchaus wahrschoinlich, daa softens der Justiz
'ordnungsgemla ermittelt wordon ist, dal man jedoch zu keinem

Ergebnis kam weil die Personalbeschroibung unzuroichend

war dio verwendeten Papier() sich als Fdlschungen orwiesen
und sonstige Anhiltpunkte fehlten.

Bin solches Verfahren wUrde such haute eingestellt warden.

-5-



Da2 einigalPersonen an der Spitze der Polizei, die gloich-
zaftig nachrichtendionstlich tatig waren, die Einzel-

hoiten bekannt gowesen sein massen, kann diese Beurteilung
nicht andern. Die Personen waren selbst bei der Vorbereitunj
der Angelogenheit mit tAtig. Da2 sic ihro Kumpanea nicht

verraten ist nur naheliegend und hat mit ikgendoinem fin-
f1u2 eines PUhrerwillens auf die Ermittlungen nichts zu tun,

Im Ubrigen ist es durchaus offon, ob nicht Heydrich die

Tat aus eigenem Entschla veranlasst hat und hierfUr mdg-

licherweise nicht die Deckung des Machthabers hatte.

Wenn es aber nur mdglich ist, da2 seinerzeit ein ordnungs-

gemA2os Ermittlungsverfahron mit der Absicht der Aufklitrung

gefUrt werden konnte, 1st der Verphrungseintritt zu bo-
jahen. Nach der Rechtssprechung des BGH gèt auch hin-
sichtlich dor VorjAhrungsfrage der Grundsatz " in dubio

pro reo " (BGH 18,274). Zugunsten des Angoklagten ist daher
davon auszugehon, &III keine gosetzliche Vorschrift die
Strafverfolgung hinderte, sondern da2 sie sogar kegonnen
wurde, wagon Unerkl4rbarkeit jedoch erfolglos blieb.

Der Verteidiger

tiet. Noack
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DEll LEITENDE OBERSTAATSANWALT
BET DEM LANDGERICHT HAMBURG

Gesthdte-Nr.: 141 Js 1549/60	 Hamburg, den 16. 1. 1968
BM* bel a11ao Schrelbeo •ogebeel

Der Leitende Obentaataaosvalt bel dem Lsodgerlebt liamborg
3 Hamburg 36 • Postfach

Herrn
Werner GOttsch

23 K i e 1 
Alte LUbecker Chaussee 28

Perospredier 34 10 9	 ,(Durciowabl)
BebOrdeneets 9.43.	 „

Tel.: 36 11 21/App. 8433

St A 5

Anliegend wird Ihnen eine Ausfertigung des BeschIupses vom

5. Januar 1968 Ubersandt, gegen den sofortige Beschwerde

eingelegt wurde.

A. A.

S1TZ: HAMBURG 36, SIEVEKINGPLATZ 3, STRA rJUSTIZGEBXUDE • FERNSP111 .:CliEft :14 10 91



A boabritrI 

Landgerieht Hamburg
Orol3e 6trufkammer 2

Gesohatta—Nres (32) 12/67

In der Strafaeohe

gegen

Werner (1) Odtteoh,
geboren am 23. Oktober 1912 in 41e1

hat day Landgerioht Hamburg. droll* Stratkammer 2
durah tolgende

1. londgeriohtarat Jest=
2. Londgariohtarat Zunda
3. Geriohtaaaseeaorin hUteri-Osekay

an 5. Januar 1963 besobloasens

Der Antrug der Staatuanwaltaobart vom 24. Januar 1967,
gegon den Angeeohuldigten dae Haaptvertahren sa artiffnan,
wird abgelehnt.

0	 ti la (t tt,

Mit der Anklage vom 24. Januar 1967 wird dam Angesobuldigten
vorgeworten, °lob an 23. Juntar 1935 in der Techeohoolowukei
caner versuahten Zrandatittung, Verbreohen atrafbar naoh
5§ 306, 43 StOB aohuldig gemaoht sa haben.

Du die Verjahrungatriat ge=a3 V; 67 Abs. 1, 14 Aba.
1 und 2 und 506 StGL 15 Jahra betragt, die dem Angeaohuldigten
vorzewortsas Tat abor mabr als 32 Jabre auritokliegt, bedurf
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die rrage, ob eine Stratverfolgung haute noob sul4neig int,

geneuer PrUtang. Die Auntahrungen in der Anklegenohrift vom

24. Januar 3.967 in dies= Zunammanhang, wonaoh trots Ablaut:a

von Libor 32 Jahren naeh Begehung der Tat sine Vorjahrung

nioht eingetreten noin sell, Oberzeugen bet nUherer Priltung

nicht.

Was zun4ohnt die Vorordnung zur Deseitigung national- .

eozielistiaaher Bingritfe in die Strafroehtnptlege yam

23. Mai 1947 (V. O. Bl. BrZ 1947 S.65) engeht, so tat der

Stantsanweitoohnft darin zuzustimmen, 438 die &grin getrottene

Regelung nioht gegen Beetimmungen des Orundgenetsen veratOSt,

und awes weder geon Artikil 103 Abs. 2 GO nooh gegen Art. 3

Abe. 1 GO., so da8 in Obereinztimmung mit der Rechtapreohung

den Bundengeriohtahoteo 'Und dee Bundenvertansungagerichta von

der Leohtagilltigkeit dieser Verordnung nooh haute aussugehen

int (B. Vert. O. N. j.w, 1953, 1771 BOB NJW 1952 , 271 WM
at. 4/384).

Zap dart ober nioht vorkannt warden, da8 nach der

vortteasung der §5 1 und 3 der genannten Verordnung sin Ruh=

der Ver4dhrung in der Zit yam 30. Januar 1933 bin sum

8. Mai . 1945 nur in Betraoht kommt, soweit die Vorausaetzungen

don 1 der Verordnung vorliegen. Es Let nioht dam Ruhen der

VerjAhrung eohleohthin angeordnet, sondem nun, da8 die Verjah-

rang in don genannten Zeit unto: don Vorauenetzungun doe 5 1
der Verordnung ale ruhend gilt (ao auoh BOB 8t. 4/384).



Ea kamat dal= daraut in, ob ea etch bui der

dam Angeochuldigten vorgewortenon at urn emn Verbrechen

hondolt, dI3 auo politieohen GrUndeu seinerzeit nicht be-

otruit warden Let, besUglich deeoen ober die Gerechtig-

kelt, insbeeondere die Gachheit eller vor 4em Gesets,

die nachtragliohe SUhne verlangt.

=else Voraueeetsungen wren su bejahen, wonn dem

Angeochuldigton naoh jetzt emn Tdtungodelikt wie die 2r-

mor1ung Formis oder eine vollendete Irandetirtung mit

echweren Polgen vorgeworfan wUrds. Beidea tat jedoch nicht

der Yell. Ea bandelt sioh jetzt nur nooh um eine verouchte

Brandatiftung mit verhdltniamlBig recht geringfUgigen Polgen.

Is sollen nur einige chen von nicht besondera gro2em »ert

angobrannt Gain, namlioh eine Docke t ein Eunkeack, eine Leste

sowie Matratzen und eine Metallmotratse eines Zimmera. Nur

dieser Sechverbalt tot boi der PrUfung, ob § 3 der genannteu

•Verordnung onwendlonr jet, zugrunde su legen, nioht etwa der

Umstand, dua dem Angeaotuldigten in einem trUheren Stadium
dee Verfahrene emn wesentlich schwererea vollendetes Ver-
brechen vorgeworien worden let (val. desu DOH St. 13/128 tZ).

Angealchts dee AuemaZeo dor Lm Verlaute der national-

sosielistischen Herreohaft in Deutschland und enderswo verur-

sachten Schden und der Verluate an Aenschenleben, die (ma

den verachiedeneten GrUnden ungeeUhnt geblieben sind, kann

nicht gesagt werden, da3 die dem Angeschuldigtan jetzt Each

vorgewortene at it Lhren verhitltniemlaig geringigan Folgen

-4-
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eine naobtragliohe DUhne nob nunmebr fiber 32 Jahren verlangt.

438 tehlt bei verniinttigar WUrdigung des Zeitablouts einerseita

und der aohware der Tat andererseits an einem I:item:me an

der Strafvertolgung, die deo Ruben der Verjahrung rechtferti-

gen kOnnte.

let &mach der § 3 der wiederholt ganannten

Verordnung bier nicht enwendbar, so bleibt su prafen, ob mun

ander= GrUnden die VerjUbrung bis heute gerubt het ode so

rechtaeitig unterbrocbon worden let, data eine Stretvertolgung

beute noob sulassig lat. Aucb dy e is% su verneinen.

Der Bundeogarichtabot bat in wiederholten Ent--

aoheidungen festgestellt, da2 unabhangig von dem Vorbandenoein

landesreobtlicher Vorschritten wie a. B. der Verordnung von

23. nai"1947 Xiir die brit. Zone die Verjahrung der Strarver-

folgunj von a. Z. des Nationaloozialiomue begangenen Verbreohen
gena3 0 69 SUM gerUht bat, well der PUhrerwille, der als

Geaets eingeachatzt warden mai, der StratVerfolgung entgegon-
geatanden babe.(vgl. BCH NJW 1962 .3 2308; BGH NJW 1963 S 1627).
Dieser Reohteauttasaung aoblieJt sich die Mannar grundsatzlioh
an..Di• Nichtanwendberkeit der Vetordnung von 23. Mei 1947
hindert oleo nicht die Annahme canoe Euhans der Verjahruns von
Januar 1935 an sue don allgemeinea Geoichtepunkt dee 69 tGB.

Hier it jedoch von antaobeidender Bedeutung,

daa es jeweils put die besonderea UnstUnde doe Einzeltulle on-

kannt, so da2 featgestellt warden attUte, WI der Stratverfolgung



deo Angssobuldigtan wagon der vessuobtan Brandstirtung Lm

Jahre 1935 der PUbrerwille elm Gavots untgagengestanden

bat. •

Mats Letstore kainn su /Aston duo Angembul-

digten heuto it der erforderliohen SLobarheit jedenfallm

tUr die Zeit von 1935 bis mar tinntellung des danals g ins-"

laitoten Verfahrenu iu Jabrs 1938 nioht foutgastallt warden.

Boi 14lIen Uber die dor Bundeogeriobtehof

in diem= Zusammonharig ontsobieden bat, bat so Isiah z. D.

um Eroohio2ung von Battlingen im SOMMRT 1943 OM NAM 1963

3. 1627), um Judenverfolgungen in November 1938 (BGH St.

4/304), um Lrsobie2en eineu Kriogegetangonen in Jab= 1942

(DGV &TV 1962 S. 230a) gobandelt.

Der hier in Lode otsbonde Pall untoraoheidot

etch von dies= Fallen in wasantliohen Punkten. Dm bandelt

zilch um einan angeblichen Agontenmuftrag, der slob nicht

geon Nonsehenleben riobtoto und in Auelend in Januar 1935

uuagsfUhrt warden sollte. In Januar 1935, knapp 2 Mare naoh

der sogenannten MachterGreLfuntolUngere Zeit vor dem sage-
nannten MUnahener AbkocIgnen und su einor Zeit, alp die Aut.-
rUetung Eitior—Deutochlanda brut bogann, butte etch der

Grundsats, da2 ZUhrorwille sahleohthin ale Geoets zu eraohten

mei, noob keinemwogs durobgesetzt.

Dee zeigt etch auah an der Zinleitung °luau Vertu-brans, von

der sioherliob Abstand &mammon warden ware, wenn der Grund-
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Bats, kUhrerwille iat Oeoeta, bet don mit der Strafverfolgung

befa3ten BehtSrden doho damals OUltigkeit gehsbt h4tto.

Ma kommt hinzup da3 naoh einem allgemeinen :extehrungegrundosta

Legicrungon, and ewer nicht taus die nstionalsozielietische,

durCh ihre Gcheimdienste vielfach Agoutenhendlungen veranleason,

die, wenn ate suagefUhrt Bind, nur aolange von der auttruggeben-

den Ste/lo gedeokt warden, els nichta darner bekannt wird.

Im Fall° caned Beksnntwerdena warden Bolche Agonten im Interease

dee Aneehens dec ri.tuatee tturohaus der Straivorfolzung ausgesetst

tinter diesen UmatU,den km= zu Zastea dos Angeschuldigton nicht

=It der erforderlichen•Sipherhoit fartgootollt werden, da3

doh= in der Zeit von Januar 1933 bia zur Einatollung don dams-

ligen Vdrfahrena im Jahr° 1938 °in* gesetaliche Vorachrift der

Strafverfolgung entgegongoatanden hat. In diaaer ilinaicht be'..

atehendc Zweifel elacen Bich aber zugunaten dee Angeschuldigten

aucwtkon, denn hinsichtlioh der VerVihrungsvorousoetzungen

gilt uneingauchrUnkt der .Satz in dabio pro rdo (vgl. SchOnke-

SchrXer Ana. 6 ru	 67 StGB 13. Auflage).

at aber die VerjUhrung am AnIango dee

Zeitableufs, also vom 23. Januar 1935 en, such nur ainige
Zeit ortam bta 1933 nicht geruht, no let died Zeit dor laufere-

don TerjUhrungsfrist rib 8. Mai 1945 hinzururechnen. La konnte

dann die allgemeine "crjahrungafrist von 15 Jahren duroh did

richterliohon VorfUgungen 4013 28. April und 3. Mai 1960 dda

Amtsgarichts MUnchen, aul die Bich die Ankles* beruft, nicht
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nleht mehr unterbroohen warden, weil dieeo Friet am
23. April 1960 bereits abgelautirn war.

ber Antreg sat BrOffnung des Beaptverfehrene
war daher eteulohnen, well der Durohrtihrung des Verfahrene

dse Vorfehronehindernie der Verjahrung entgogensteht.

Reohtsmittels sofortige Besohwerde.

ges. Jess=	 e0-41. lainde	 gez. Ritter-Os:okay



•	 f	 162./67_
1/677.- --

141 Js 1949/60. In der Strcaoh•

OLG ZP 13
16000 6 65

4

177

HANSEATISCHES OBERLANDESGERICHT

geen

Werner Theodor Obtt c, c h,
geboren am 23. Oktober 1912 in iol,

ndrItiftung,

bi: ...)etreffend Ortliche Zue.thndigeit,

l'1OT	 1.31rafqenat de HanPentirchen neriandePericht:,!
am 4. September 1967 durch die Richter

SenatPprident Dr—Nir!,:tenhagen
Oberiande^cerichtPrat Wartemann
Oberlandeerichtr,lrat Thiedemann

ber;,cl!lor3nen:

Auf qic rofortie Be c!chwe:rde der Star-
anwaltsch7-ft	 Landerc:

wird der Be^c11u3 de f7 DAnder:,chts,
Gro3e Strafkamri!er 2, vom 17, Marz 1967
aufehoben.

Die Sache	 erneuter Ent q cheiduna. zn
u c Landericl.lt zurdokverwierlen.

1.:11 •

Herrn Werner Götteoh
23Knadazx  i e 1

Alie Litbecker ahe 28
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6 rUndo

rofortice Beschwerde it eta0 §§ 210 Abs.2, 311

auch bcrUndet. Die Strafkammer hat zu

;:urtn6ikeit Oer ..L2n(2.6erichter zur Enthcheidun Uber 6A:n

• ntr;	 E:ril..ffnunL: der Hauptverfahrenr fUr nicht ;;;eYeben

erTC:te'G.

Zutrefend it die BerchwerdefUhrerin dvonr:usgeccon,

einmal ein.?;etretener Rechtnh4ngickeit die 6rtlic!-.c,.

Zurtiheit nicht berUhrt wird, wenn rich die Umrtbnde anern.

sie bez;rUndet worden it (DUnnebier in Lbwe-liorenber._,

3tP0,	 Vorbem.6 vor §§ 7 ff; °Miler-Sax, StP0, Anm.4.

zu	 7),und ferner davon, da p, fUr die 'Frae der brtlihen

nc dem Gerichtrrtand der Wohnnitzer r.uf den
Wonr,itz im Zoitpunkt der Erhebun der Offrntliehen

.;cebenenfo11r auf den Zoitpunkt der 3tel1un der; Ant:caccrl
:1.uf ::;crichtliche Voruntersuchun 	 170 Abs.1 StP0 Azu-

rtellen i3t (DUnnebier aa0 Anm.4 und 5 zu § 6 StP(,

Anm.2	 unC1 4 zu	 12 StP0,	 Lehrkomment:c nur r31)0,

1957,	 ri.2 zu § 8 0t?0). Pei zurammenhb.nc:!enden 13trafr,lacon

mehrerer Beschuldicter - wie *!ic bier ursprUnlich zer,e'oen
nach Wahl , der Staat r nwaltrchaft der Wohnr;it2, einer

Oar :crchuldicten maIscebend (3;

DeschverdefUhre:rin irt danach auch darin zuzustimmen,
da3 c	 er'en den Anerchulditen Gbttrch ::erichtete Verfah:,:en

eeit	 :-Intrer Cre 5tnatrnwaltrchft auf LrOffillinj;.	 .

der 'vorunterruchun:; r , cen ihn und den Mitane-chuldigten
alr.o seit dem . 6.Yovember 196	 irt,und zwar bei darn

hnhdericht Fiamburz, in desren Dezirk Naujockr leinen Wohn:.!dt

1-1tte. Lie Vorunterf3uchunc: irt durch Berch1u13 vom 19.Novembe:,7
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von /:,e,1 Wnternuehunsrichter 1 den handerichts Hamburg, :ils,

vor einem Ortlich zuntLindigon Gericht, erbffnot worden.

crwahnten prozet?,rechtlichen Grundnatz hat de:r

4.	 1966 ein vetretene Tod don MitqncenchuldiE:ton Nnuje.

Zuntindi4-;heit nicht beeinfluBt.

;Innicht denLndgerichtes und den Anceschuiditch,
xxx=xxxx der nach §§ 8 Abn.1, 13 Abn.1 StP0 bertindete
Ge.ric:attnnd fUr die Tat, die in der om 19. Fovembor 196

e:ffncten Vcrunternuchunc verfolzt worden ist, noi entfallon,

kOnnte	 beigetroten werden, wenn der Ancschuldi:!te nurime.

wacni cine:c nnderen Tat veri,Ict wUrde 	 (ThrjeniF,en, dic

.?:uf gerichtliche Vorunternuchun;: und in der Ex'6:Cfnl].-

ve.-7a:;1;n umschrieben worden int. Da J.Ft jedoch nicht der

ZwrIr trifft (.!:' zu. c1t2 der AnenchuldiGte jetzt.un dem
Gonielitnnnkt einen Vernuchn dor mennchengefiAhrdendcr

4emdf,?.	 .
im ,ialTro 1963 noch nicht zur Erdrterun stnnf:A,

mel,	 nil-, dem damnn	 crhobenen vorlaur:C: C1P7,

i:scnren vcr':folt 'ird. 7.)n , indert inden naCh Scchlac
C:cgenntnnd or Strafverfoluni- nach wie vor die

rd.c: dem Anrjef, ol!ulditen bereitn mit den anefUhrten
VerfoLunr.;smni-Jnah'olen nun dcm Johre 1963 zur Lia!;t 4:;e1et
i.

n Croen,-Itnd	 E‘ ,1 dnmaln	 .tiii !rowordonon
durch gerichtliche Entncheidun mach §§ 2(7)D 12

ncic: hlonn.cnen Verfahrenn	 	 	 ist, bcstimmt nich n.)_cht

dan Lande;ericht offenbnr annimmt, dannch, oh

Toinil(At im materiell 7rechtlichen Sinne zwiechen den oben

crw:Thnten rechtlichen Goeichtepunten ccf;eben ipt;

unorbrtert bleibcn, oh eine eciche Tnteinheit	 Sinn°

.....	 ..••,



(C:-St 13/21, 26 = 7cTJW 1959/82'3, nuch	 16/200

Nj'.! 19C,1/19S1 = LM Nr.21 zu 	 264 StP0 mit zuntimmender Anmr)rkun?::

St2C).

Vorbel q .23 a vcr §C 151 ifStP0, Milner-Sax nat.) Anm.4 zu	 264

mu2 die VerknUpfuw: der Art scin, (1F:2 keine der Pc-

Vielmehr hann die Identitat der Tat im prnze!;Ir7mlen Sinn

uc

Person ::.; ecben it und die innere VerknUpfunr; der in Betrricht

von 0 1 .,lho,ns; . Eb. Schmidt au0	 zu	 264 StP0, Kohlhaas n.n0

::;a0 Anm.1	 zu	 155 StP0 und	 zu	 179 St7)0;

kommenon Benchuldirunen nieLt nacherecht cclOnt worde:1

kann unC. ihrc r.;. etrennte	 und Aburteilunt*. am unnrItUr-

soennntcr nntUrlicher Handlungseinheit goc;eben sein

7'timmun;:, den Geenntnndes der Urteilsfindunf; (vci.Eb.Schmidt

Pete::3, Stzafpruze2, 1952, Seite 363).

falla dann vow, wenn ein enr;. or sachlicher TunrAmmenhan der

strafrechtlich mOlicherweir,e relevanten Verhitonsweinen

fiche J'.urn ..c):711tuni . einer; einheitlichen LebrvIveranes empflmden

	

bei Tatmehrheit nach	 74 StGli re: .:eben r!ein, Auf

Anm.2	 23 vor CC 151 ff StP0, Anm.2 zu C 155 StI,0

der lechtsprechunf,; nicht nach einer allGemein durchreifendn

den prezeBrochtlichen Bef.;:riff der Tr:t Lommt en bei der eimmun

a l lic5enden aerichtliohen Entscheidun;; nnter dem Gesichts-

Formel umschrieben. Eine Tat in diesem Sinne liet aber

fUr sich allein verstandlich abehandelt werden

der; :e:cnntande-,. der ;;erichtli&Jen 'Itrafverfoli;ungaus dc

rechtlichen Erf^rdernin, die Trnweite der ein Verfahren

puni- des Verbrauches der Strafkingo/ebenso an wic bei dor

aa0. hn.1 un,li 5 zu	 155 3tI'0, Rn.3 zu 	 179 St2(;	 ya

Der T.7.tbe6riff im verfahrensrechtlichen Since let nun rwri:r in

zu heL;r,:nzeni
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Die lik)schuldicune in dem Antraz:: auf Erbffnun4; der
•
.,oriehtlichon , Voruntersuchunc vom 25.-Ohtober 1963 und der -

• :raufhin erlassenen ErLiffnunasverfitune xxgeht .b in, einea'

• (-ten bfAden damals Beschuldic,ten Navjockn und Gbttneh	 he

1.)ei nrom Versuch,.einen von dem Inceni‘our Fermis betriebenen

Schwarzscnder • zu zermtdren, den dabei Widerstand leistuadon

I.? ormi mit einem.unbeknnnten Geenstand auf den . Kopf ::;cochlan

um', mit einer Pistole erschosen. Die Besehulditen hr!ben

nach femeinschaftlich beratenem Plan dchandelt. Sie habGn
.;eral'.i mit der4tunfUhrunc: ihres Vorhabens beonnen, indem

IT;:ujocks rlich/das Hotelzimmor des Fermin beb, in dnr sich
Toil	 zu zerstbrenden Sendeanlae bk.fand, wdhrene. , (AtteL

in . i.,reitschaft Melt, die Ausfiihrunshandlun des Nrkujoel:r,
. ccr, en. ein Dazwischentreten dritter Purnonen abzusiehern.

ge:..;un dor. ErwartUnder Tdter befand sich Formis zu 	 Zeit :In

scinem Eotelzimmer und leistete dent eindringenden Naujoe
Widerstnnd. Dieser wurde ajsbald ,febrochen und ofort

d7.ran , das sepirnIte Vorhaben, die Zerstbrunc dos fj.cwar:-

soners :4ureh Anlec;en von Drandsiitzen,dureheefUhrt.

uinzelnen Handiuncratoile bilden omen einheitlichc,n
Lebe:Invoranc.; nach Ort, Zeit und Zielsetzung,.ma.auch bej
DucJIfUllvvn;:: des bereits eingeleiteten Vorhabens ein . unvo:c.hor-
• shener Widerstond aufetsucht rein, dor, sollte dc s Ver.:1:11)0n
diArcefUhrt werden, im Eahmen der Gesamthanllunz ;;ebrochen
wer(:.en muSte. Die Verknilpfunc (Ica. Einzelhercdnc‘eim Rahmen don

danach als einheitlich zu wertenden,Lebensvorances ist.rluen

der7,rt, driSdic einzelnen daraus herzuleitonden.F?eschuldiunc.e

.nicht fax sich allein in verstdndlicher Weise behardelt . werdn
ktj nnen; Oadurc:1 wUrde violmehr dereinheitiiche Ver(jan,:; in
unnatUthcher,rdezu weltfremder Weise aufzespalten.

Ge4wnstand der 6eric1'it1ichen Untersuchun q. war daher

I
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Thr VerfUgung Uber die .Erdffnung der Voruntersuchung dio

:fo.7mto Vorhaltensweisa der Beschuldigten von Beginn bi zun

.:11:.c; der AusfUhrunc ihres Planes, dun Schwarzsender zu zer-

ston.

..1PUr die bier zu treffende Entscheidun it es unerheblieh,

dal:3dcr Untersuchungsrichter 4 in Abweichung . von dem Antr% der
Stnatsanwaltschaft, die ardffncte Voruntersuchung zu orgdnzen,

mit lierfU,:::un yam 19. September 1966 "die Voruntersuchung....

orbffnet" hat. Bei der gecebenen Sachlag - Mangel (Auer

:. eriontliehen Entscheidung gcmd3 §§ 203 ff StP0 betreffend die

im Jahro 1963 erbffnete Voruntersuchung, verfahronsrechtliche

Tatidentitdt des in den Antragen der Staatsanwaltschaft vom

25. Oktobor 1963 und worn 5. September 1966 zur Untersuchung

gestellton Lebensvorgangen - hat die Verfazuncf; don Untersuchungs-

rietors 4 vom 19. September 19 .66 iodic:lien die Bedeutung
dor :Inordnunc oiner Ergtinzun,g der Voruntrsuchung im
auf don rochtlichen AF:pokt der menchengefAhrdenden BrandstiftunF„

geht dor RinweiF1 ler Verteidigunc dor, An,7'e7;cLuldten
GOtteh, der Bunder, orichtshof babe entschieden, daB die bloCe

einer Tat im Antra unerheblich fUr den Umfanp.cAner

St:2f-1:crfolciinr sei und os entscheidend d prauf ankomme, ob der
Vcrigungowille der AnklagebehOrde rich auf die Tat erstreeke.

Die %roll cr Verteidigung angefUhrte Entscheidun q (NJW 1959/390 -
nur Leitrlatz), die dem Sonat im Wortlnut vorliegt, bezieht

dc.2 in ihrem Leitsatz zum 2,usdruck gekommenen Gedanken

 ur auf den Fall, in dem eine im materiell-rechtlichen

wie im vez'fahrencrechtlichen Sir-no selbstandige Tat in der
gegen . mehrore Personen ;Nrichteten Anklagesohrift in bezug

worden ist
don T :Ji.tor MIT beilaufig exwbhny. DemgegonUber hat der Bundes-
gorichtshof fUr omen verfahrensrechtlich dem vorliegendcn

liegenden Fall aus resprochen, das erkennende Ge:ci;tht



sci ver)flichtet, eincn Vorgang, der zu dem zur gerichtlichon

Entscheiduncr gestell .ton Geschehen gobOrt un fT: deshara mi'L; dor 7i.n

den.' Anklage bezoichncten Tat im Sinne von § 264 StP0 identisch

j.st, zum (oL.; enstand der Urteilfindung zu machen ohne RUck-

sicht daruf, oh run dor Anklageschrift der Willa der Starts-

aiwaltschnft auf Verfolgunrr dieses Vorganges ersichtlich sci

(ro Ole oben bcroits cTwiihnte Entscheidung BGHSt 16/200).

allcdom war der angefochtene Besch1u3, mit dem

dio .:rffnuni , der Hautverfahrens abgclehnt worden ist, aufm-
hebc; .I. Dor Senat hdl •  sich zur EntscheidunP in der Sacho.nicht
fur 7-.)cfur ,t, da sonst den Beteiligten emn Rechtszug vc•io::cn
ginc:c; ci!.;cne Sachentscheidung 'des Beschwerdegorichtes :etzt

roPelmdnig und insbcsondere bci der Entrcheidung Libex eine

sofortige Beschwerde eine ordnungsgcmdB zustande gok.owmc.

Vorentscheidung in der Sache voraus (vgl. BGHSt B/194,

OLG itamburg in GA 1963/215; Jagusch in LR, StP0, 21.Aufl.,

Anm.4 zu	 309 mit weitaren Rechtspreohunshinweisr-m).

'Inrtemnt,	 dir

Aunefertit

, 42
JuntizhaaiAnekrotda':

1

Urkundsbeamter deT GerIchdftsstelle
der, Hannentinchen Olacrlaneongexi,chs

L

4, 21	 A .
• es h*t.
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